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Es ist eine Krise mit Ansage. Die Tinte unter dem Banken-Bail-out (alias Rettungsprogramme für die Stabilität des Finanzsystems) im Herbst 2008 war noch nicht trocken, als in der Wirtschaftspresse schon höhnisch zu lesen war, nach der Bankenkrise würden wir demnächst eine Krise der Staatsfinanzen erleben. Statt die Finanzmärkte zu entwaffnen und sich ihrer Erpressung zu entledigen, ist außer Sonntagsreden und symbolischer Regulation nichts geschehen. Statt die Verursacher der Finanzkrise und Profiteure der Pyramidenspiele, strukturierten Finanzprodukte und Scheinwertschöpfungen zur Kasse zu bitten, erlaubt man vor allem in Deutschland der nationalistisch-rassistischen Volksseele von den Stammtischen bis in die Professorenriegen, EU-Mitgliedsländer als Schmarotzer, Betrüger und Schweine (PIGS) zu diffamieren. Ein perfektes Ablenkungsmanöver von den Ursachen der Krise und den Folgen für die Bevölkerungen – und zwar der vermeintlich Geretteten wie der vermeintlichen Retter oder Noch-einmal-Davongekommenen. 

These 1

Die von der EU bzw. den Euroländern im Verbund mit der EU-Kommission und dem IWF bereitgestellten Kredite werden von den Bevölkerungen durch Schocktherapien bezahlt. 

Alle Länder, die über die neuen Pakete Kredite erhalten, werden zu Strukturanpassungsprogrammen gezwungen: Entlassungen im öffentlichen Dienst, Lohnsenkungen, Rentenkürzungen, massive Erhöhung der indirekten Steuern, Privatisierungen sowie Deregulierungen des Arbeitsmarktes. In Griechenland werden die Löhne im öffentlichen Dienst um 15 – 20 % gesenkt. Die Mehrwertsteuer wird um 4 Punkte auf 23 % angehoben. Demgegenüber werden Unternehmen früher als geplant steuerlich entlastet. Unternehmen dürfen um bis zu 25 % unter den jeweils niedrigsten Tariflöhnen bezahlen, Zeitarbeit und Kündigungen werden erleichtert. Irland finanziert seine Rettung zu einem großen Teil selbst: 17,5 Mrd des 85 Mrd Rettungsvolumens werden durch die Plünderung der staatlichen Rentenkassen aufgebracht. Länder wie Spanien und Portugal, die unter dem Damoklesschwert der Herabstufung ihrer Kreditwürdigkeit durch die privaten US-Ratingagenturen leben, haben schon im vorauseilenden Gehorsam harte Spar- und Reformrunden verordnet.

Dass es nicht vorrangig darum geht, den Staatshaushalt in Ordnung zu bringen, sondern das neoliberale Regime zu festigen, zeigt der Umgang mit Ungarn. Die rechtsnationale ungarische Regierung unter Viktor Orban beschloss eine hohe Bankensteuer; eine Rentenreform soll die Privatrenten in das staatliche Rentensystem zurück führen. Sparmaßnahmen im Sinne des IWF, deren soziale Folgen u. a. den Rechtsruck bei den letzten Parlamentswahlen verursacht haben, werden verweigert. Zur Strafe stoppte der IWF die Auszahlung der nächsten Kredittranche und die Ratingagentur Moody's stufte Ungarns Kreditwürdigkeit herab, auf knapp vor Ramsch-Status. Weiterhin führte Ungarn eine Krisensteuer ein für Großunternehmen aus den Sektoren Energie, Telekom, Handel und Finanzdienstleistung. Sie trifft jene westeuropäischen Konzerne wie EON, RWE, Telekom, Allianz, EnBW, OMV, die sich im Zuge der EU-Osterweiterung die strategisch wichtigen Sektoren angeeignet haben. In einem Brandbrief an die EU-Kommission klagen die Konzerne, die Maßnahmen liefen der "Idee des Binnenmarktes, dem Prinzip der Rechtssicherheit und dem Schutz legitimer Erwartungen massiv zuwider. Sie zerstören jede Vertrauensgrundlage für künftige Investitionen."

These 2

Der Rettungsschirm ist ein weiteres Beispiel für die andauernde Unterwerfung der Regierungen unter das Diktat der Finanzmärkte.

Die Verschuldungslage eines Staates hängt auch von der Höhe der für Anleihen zu zahlenden Zinsen ab. In der Eurozone müssen die verschuldeten "Staaten den privaten Banken viel höhere Zinsen zahlen, als die Banken bei einer öffentlichen Einrichtung, der EZB, für das Geld entrichten, das sie einer anderen öffentlichen Einrichtung, der Regierung, leihen“, bringt Elmar Altvater einen Geburtsfehler der Euro-Zone auf den Punkt. Hinzu kommt, dass die Staaten zum Spielball der liberalisierten Finanzmärkte geworden sind, die die Risikoaufschläge für Staatsanleihen nach Belieben nach oben treiben können. Die 'Finanzinvestoren' können gleich einer self-fulfilling prophecy ihren eigenen Goldesel schaffen. Daran ändert auch der Euro-Schutzschirm im Prinzip nichts. Die ersten Amtshandlungen des Chefs des EFSF (Europäische Finanzstabilitätsfazilität, wie der Rettungsschirm offiziell heißt), bestanden in Bittgängen zu den US-Ratingagenturen und 200 Großinvestoren, man möge die über die EFSF vergebenen Kredite doch mit einem guten Rating versehen und die Anleihen doch bitte kaufen. Um die „Attraktivität für private Investoren“ zu steigern, ist der EFSF im Vergleich zum IWF nur nachrangiger Gläubiger. Zudem müssen die Bürgschaften der Euro-Länder mit ausreichend Substanz unterfüttert werden.

These 3

Die Verursacher und Profiteure werden herausgehauen. Die BürgerInnen Europas zahlen.

Innerhalb der Eurogruppe sind es vor allem deutsche und französische Banken, denen die von den europäischen Staaten verbürgten Kredite des EU-Schutzschirms letztlich zugute kommen. Deutsche Banken gaben Portugal, Irland, Griechenland und Spanien Kredite in der Höhe von etwa 470 Mrd Dollar. Allein irische Banken und Unternehmen – nicht der Staat – schulden deutschen Banken laut BIZ über 100 Mrd Euro! Nicht eingerechnet sind dabei Forderungen deutscher Banken aus außerbilanziellen Geschäften, die in der irischen Steueroase abgewickelt werden. Auf den zweiten Blick kehren sich die Rollen von Retter und Geretteten um. Die Retter sind wir BürgerInnen Europas, die „unwiderruflich und unbedingt“ als Bürgen in Anspruch genommen werden, und zwar solange, bis die über die EFSF vergebenen Darlehen samt Zinsen  zurückgezahlt sind. Die deutsche Exportindustrie profitiert indirekt vom Rettungsschirm. Zwei Drittel der deutschen Exporte gehen in die EU; seit Euro-Einführung hat Deutschland  Überschüsse in Höhe von 672 Mrd Euro angehäuft. Die von Kanzlerin Merkel abgelehnte Transferunion existiert bereits – zugunsten Deutschlands, jedoch nicht zugunsten der deutschen ArbeitnehmerInnen, die den Exporteuropameistertitel mit Zeitarbeit, Niedriglöhnen und bestenfalls Lohnstagnation bezahlt haben.!

These 4

Auch die nicht unter einer Refinanzierungskrise leidenden Staaten Europas werden unter ein Austeritätsregime ohne Gnade gezwungen. Die sogenannte Euro-Krise wird dazu benutzt, die Strukturanpassung a la IWF als Dauerzustand zu etablieren. 

Als Hauptursache der Schuldenkrise gilt auf Regierungsebene in der EU eine unsolide Haus​halts​politik. Der Standortwettbewerb, dem sich die Staaten mit den europäischen Verträgen unter​worfen haben und der zur Erosion der Staatseinnahmen geführt hat, wird nicht in Frage gestellt. 

Ein neuer 'präventiver Arm' des Stabilitäts- und Wachstumspakts soll schon Länder, die die Maastricht-Kriterien einhalten, unter Sparzwang setzen. Seit Januar 2011 gilt das 'Europäische Semester', das heißt, die Haushalts- und Strukturpolitik der Nationalstaaten wird vorab von der EU-Kommission und dem Ministerrat überprüft und mit – noch unverbindlichen - Politikempfehlungen versehen, bevor die nationalen Parlamente den Haushalt beschließen dürfen. Dabei werden den Parlamenten die Mittel zur Erreichung der Haushalts- und Wachstumskennzahlen von den Exekutiven vorgegeben, wie z. B. weitere Flexibilisierungen am Arbeitsmarkt, Privatisierung der Alterssicherung und Erhöhung des Renten​eintrittsalters oder die  Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit durch Senken der Lohnkosten. In eine ähnliche Richtung zielt der 'Pakt für den Euro'. Die deutsche Schuldenbremse soll in allen Euroländern eingeführt werden. Die Beschlüsse führen nach dem Vorsitzenden des Europäischen Gewerkschaftsverbandes, John Monks, zu einem race to the bottom, den Wettbewerb um die niedrigsten Arbeitskosten und Sozialstandards.

These 5

Als Auswege aus der Schuldenfalle, den Fängen der entfesselten Finanzmärkte sowie der neoliberalen Folterinstrumente sind radikal-emanzipative, pro-europäische Maßnahmen not-wendig und möglich.

Martin Zeis vom Stuttgarter Verein für gerechte Weltwirtschaft hat Auswege aus der Krise skizziert, die ich hier aufgreife:

1. Lastenausgleich einführen: Eine Steuerpolitik in Anlehnung an Roosevelt´s New Deal  soll die Vermögenszuwächse bei den 10 % Reichsten abschöpfen, die in den vergangenen 20 Jahren besonders profitiert haben.

2. Scharfe Kontrolle der Finanzmärkte; Aufhebung der Kapitalverkehrsfreiheit, incl. eines sofortigen Verbotes aller Spekulationen auf Währungen, Staats- und Unternehmensanleihen, Grundnahrungsmittel, strategische Rohstoffe. Die im Finanzkasino kreisenden 'Wertpapiere' gehören in eine „Insolvenzquarantäne“ und werden von einer internationalen Kommission abgewickelt. Alle Schattenfinanzplätze sind zu schließen.

3. Refinanzierung der Staaten sicherstellen durch Niedrigstzins-Kredite der EZB sowie die sofortige Einführung einer Finanztransaktionssteuer.

4. Eine neue Finanzarchitektur u. a. mit einem System fester Wechselkurse unter den fünf Hauptwährungen unter Einbeziehung der 30 wichtigsten Rohstoffhandelswaren;die „Beseitigung des Kreditgeld-Schöpfungssystems der Banken“, um die unkontrollierte Entstehung von „Schwellgeld“ (Dirk Solte) und Blasen zu vermeiden.

Bezogen auf EUropa wären zusätzlich erforderlich:

5. Leistungsbilanz​ungleichgewichte abbauen (ein Problem, das seit Begründung des gemeinsamen Marktes Mitte der 50er Jahre wegen deutschen Widerstands ungelöst ist), z. B. durch das von Keynes entwickelte Modell des Bancor-Verrechnungs-Systems.

6. Die EU-Verträge ändern: Die Grundfreiheiten des Binnenmarktes (freier Kapital-, Waren-, Dienstleistungsverkehr und Nieder​las​sungsfreiheit) dürfen nur dann in Anspruch genommen werden, wenn nicht übergeord​nete demokratische, soziale, ökologische oder wirtschaftspolitische Ziele dem entgegen stehen. 

7. Es gilt für europaweit tätige Unternehmen: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit, um die unheilvolle Konkurrenz der Beschäftigten gegeneinander im Binnenmarkt auszu​schalten. 

8. Der Aufbau eines alternativen, kooperativen, non-profit-orientierten genossen​schaftlichen Versorgungsnetzwerkes mit mindestens: Banken, Wohnung, Landwirtschaft und Ernährung, Bildung, Gesundheitsversorgung, Energie.

Nach Carl Amery in seinen „Briefen an den Reichtum“ von 2005 lautet die „entscheidende Krisenfrage des anhebenden Jahrhunderts: Kann der Mensch seine Errungenschaften überleben? Die künftige Bewohnbarkeit des Planeten steht ernsthaft in Frage.“

9.  Erste Priorität müsste sein, „politisch und sozial tragbare Schrumpfungsmodelle“ zu entwickeln. Was darunter bleibt, ist „Leben hin zum Tode.“

Seit Fukushima wissen wir alle was gemeint ist.

